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Vereinbarung

zwischen den Dezernaten

Soziales, Integration und

Gesundheit, Heilpädagogische Netzwerke

zur Umsetzung der Rahmenzielvereinbarung vom 09.05.2006
im Netzwerk Heilpädagogischer Hilfen des LVR – HPH-Netz

(Stand: 21.06.2007)

Vorbemerkungen
Die Rahmenzielvereinbarung zwischen der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege und den Landschaftsverbänden als Leistungsträgern zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe unter fachlichen und finanziellen Aspekten hat als Zielsetzung personenbezogene passgenaue Hilfen und die Steuerung der Fallkostenentwicklung durch Ambulantisierung und Platzabbau.

Das Dezernat Gesundheit, Heilpädagogische Netzwerke  des LVR unterstützt die Umsetzung der Rahmenzielvereinbarung zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe unter fachlichen und finanziellen Aspekten. Durch die nachfolgende Vereinbarung zwischen den beiden Dezernaten zum Abbau von Wohnheimplätzen für Menschen mit Behinderungen soll dem sozialhilferechtlichen Grundsatz des Vorrangs ambulanter Maßnahmen Rechnung getragen werden.
Unter Berücksichtigung dieser Aspekte schließen die Vertragspartner folgende Vereinbarung:

1.  Platzabbau

Im Sinne einer Vorbildfunktion hat das Netzwerk Heilpädagogischer Hilfen das ehrgeizige Ziel, 10 % der am 31.12.2005 vorhandenen stationären Plätze für erwachsene Menschen mit Behinderungen in der Kostenträgerschaft der Landschaftsverbände bis zum 31.12.2008 abzubauen. Zur Gestaltung dieses Umwandlungsprozesses besteht Einvernehmen, dass auch Menschen mit hohem Hilfebedarf ihr Wunsch- und Wahlrecht ausüben können. Die Vertragspartner sind sich darin einig, dass der Kostenentlastungseffekt insbesondere bei Menschen mit hohem Hilfebedarf deutlich abnehmen kann.
Die unter Leitung des Ersten Landesrates in der 2. Sitzung der Arbeitsgruppe Heilpädagogi-sche Netzwerke und Rehabilitationsbereiche des LVR am 21.03.2007 erörterten „Leitlinien für eine Zielvereinbarung zum Abbau von stationären Plätzen der HPH-Netzwerke“ vom 19.03.2007 sind Bestandteil dieser Vereinbarung (Anlage).

2.  Maßnahmen zur Zielerreichung
Die Konkretisierung der Maßnahmen zur Zielerreichung in den Betrieben des HPH-Netzes können sehr unterschiedlich sein und erfolgen deshalb individuell auf der Arbeitsebene (Ämter 72 und 85 in Abstimmung mit den betroffenen Betrieben).
Sofern ein Platzabbau realisiert wird, ist einrichtungsindividuell zu vereinbaren, ob und ggf. wie die strukturellen Veränderungen in der Vergütungsvereinbarung umgesetzt werden.

3. Sonderzahlungen
Je abgebautem Wohnheimplatz wird eine einmalige Prämie in Höhe von 15.000 € im Sinne des Anreizprogramms auf formlose Anforderung der Einrichtung unterjährig ausgezahlt.

Alternative Vereinbarungen zur Übergangsfinanzierung sind im Einzelfall nicht ausgeschlossen (z.B. Umwandlung von ganzen Außenwohngruppen). 
Im Hinblick auf Sonderzahlungen ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dem  HPH-Netz Niederrhein nicht um eine „Hochpreiseinrichtung“ handelt. 
Mit Rücksicht auf die Vorbildfunktion und die angestrebte Quote von 10 % der am 31.12.2005 vorhandenen stationären Plätze in der Kostenträgerschaft der Landschaftsverbände sind sich die Vertragspartner darin einig, die Entgeltabsenkung wegen Hochpreisigkeit um 3,3 % nochmals im Sinne von Kompensationsregelungen gegenüber dem Landesdirektor und dem Ersten Landesrat zu thematisieren.

Im Sinne der Rahmenzielvereinbarung gelten die ersten 5 % als Basis für die Erfolgsbeurteilung im Hinblick auf die „erfolgsabhängige Sonderzahlung“.
4. Rückzahlungen
Werden die unter Ziffer 3 Absatz 5 vereinbarten Ziele nicht erreicht und wird dies schriftlich festgestellt, sind die unter Ziffer 3 genannten Sonderzahlungen anteilig zu erstatten.

Die unter Ziffer 3 genannten Sonderzahlungen sind für die Plätze zurückzuzahlen, die nicht abgebaut worden sind.

Sämtliche Rückzahlungen werden mit dem Datum der schriftlichen Feststellung des Rückzahlungsanspruches fällig.

5. Laufzeit der Vereinbarung

Diese Vereinbarung tritt am Tag der Unterzeichnung in Kraft und endet am 31.12.2008.

Köln, den 21.06.2007
Für das Dezernat
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